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„BESSERE RECHTSETZUNG“ IN DER EU: 
UNTERNEHMENSWÜNSCHE IM FOKUS –
GESELLSCHAFTSPOLITISCHE STANDARDS IN GEFAHR
Seit fast 30 Jahren verfolgt die EU-Kommission die sogenannte Agenda der Besseren Rechtsetzung. 
Zu Beginn als Instrument, um komplexe gesetzliche Regelwerke zu vereinfachen, änderte sich die 
Zielsetzung allmählich zugunsten von Unternehmenswünschen. Unter der Führung von EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen werden EU-Gesetze nun zunehmend als administrative Last 
beschrieben, sobald sie für Unternehmen als zu kostspielig betrachtet werden. 

Eine Reihe von Maßnahmen der Europäi-

schen Kommission deuten darauf hin, dass 

bestimmte soziale, konsument:innenschutz-

politische oder ökologische Vorschriften 

über die „Hintertür“ abgeschafft werden 

könnten. Eine der von der EU-Kommission 

eingeführten Methoden, das so-genannte 

„One-In, One-Out“ (OIOO) -Prinzip1 führt zu 

Deregulierungen, die insbesondere gesell-

schaftliche Standards untergraben können. 

Zudem geschieht dies nicht in einem offe-

nen und demokratischen Prozess. Es bleibt 

oft lange unklar, welche Gesetze in wel-

chem Umfang betroffen sein könnten. Die 

EU-Kommission legt dabei größeren Wert 

auf die Kostensenkung für Unternehmen als 

auf die positiven ökologischen und sozialen 

Auswirkungen. 

EU Better Regulation – eine 
Deregulierungsagenda

In den frühen 1990er Jahren wurde das EU-

Recht als übermäßig technisch und komplex 

angesehen, was zu Bemühungen führte, 

es zu vereinfachen und klarer zu gestalten. 

Ende der 1990er und Anfang der 2000er 

Jahre jedoch wurde die EU-Gesetzgebung 

zunehmend als Belastung wahrgenommen, 

insbesondere für Unternehmen, was zu ei-

ner Deregulierungsagenda führte, die oft 

gesellschaftliche Standards beeinträchtigte. 

Unter dem Vorgänger von EU-Kommissi-

onspräsidentin Ursula von der Leyen, Jean-

Claude Juncker (Amtszeit 2014-19), blieben 

solche Bedenken bestehen, doch wurden 

umfassendere politische Lösungen einge-

führt mit einer etwas inklusiveren Sprache 

als zuvor.

Unter der Führung von Präsidentin von 

der Leyen hat die Kommission jedoch eine 

deutliche Wende vollzogen, indem sie Un-

ternehmensinteressen fast ausschließlich 

gegenüber gesellschaftlichen Belangen pri-

orisierte und die EU-Gesetzgebung als zu 

belastend und kostspielig für die Unterneh-

men darstellte. Die untenstehende Grafik 

verdeutlicht einen starken Anstieg des Fo-

kus auf Kosten und Belastungen in der of-

fiziellen Sprache der Kommission unter von 

der Leyen im Vergleich zu Juncker.

Insbesondere kleine und mittlere Unterneh-

men (KMU) haben günstige Bedingungen 

und Ausnahmeregelungen erhalten. Doch 

die Definition der Kommission für KMU2 

ist so weit gefasst, dass 99,8 Prozent aller 

Unternehmen in Europa in diese Kategorie 

fallen, einschließlich großer Unternehmen, 

die von reduzierten Verpflichtungen profitie-

ren. Selbst das Immobilienimperium Signa 

Holding in Österreich wurde als KMU einge-

stuft und profitierte von der geringeren Auf-

sicht, die mit dieser Deregulierungsagenda 

Von  
Brigitte Pircher
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verbunden ist. Signa meldete letztes Jahr 

Insolvenz an – die größte Pleite in der eu-

ropäischen Immobilienentwicklung – was 

die Gefahren einer gelockerten Regulierung 

verdeutlicht.

„One in, one out“ 

Von der Leyens verstärkter Fokus auf die 

Reduzierung von Belastungen und Kosten 

hat die Lösungsansätze zur Bewältigung 

politischer Herausforderungen neu geformt, 

insbesondere durch die starke Betonung 

des „One-In, One-Out“(OIOO)-Prinzips. Die-

ses Prinzip zielt darauf ab, neue Vorschriften 

durch die Abschaffung einer vorherigen Rege-

lung im gleichen Politikbereich auszugleichen. 

Die Kommission wendet jedoch eine einsei-

tige Betrachtung der Regulierung an, da sie 

nur die Kosten neuer Regeln berücksichtigt 

(die durch das Streichen alter Regeln ausge-

glichen werden sollen), während der positive 

Zweck von Vorschriften und ihr gesellschaftli-

cher Wert außer Acht gelassen werden.

Dieser Ansatz droht, wesentliche soziale und 

ökologische Standards zu untergraben und 

steht im Widerspruch zu den ambitionierten 

Zielen des europäischen Grünen Deals und 

der Europäischen Säule sozialer Rechte. 

Trotz Kritik seitens des Europäischen Par-

laments und von zivilgesellschaftlichen Or-

ganisationen3 hat von der Leyen das OIOO 

und die Kostensenkung priorisiert und da-

mit günstige Bedingungen für Unternehmen 

und KMU geschaffen, die zunehmend von 

Kontroll- und Berichtspflichten, insbeson-

dere im Umweltbereich, ausgenommen sind.

Ein klares Beispiel findet sich im Jahres-

bericht zur Verwaltungsbelastung 20224, in 

dem die Kommission die EU-Gesetzgebung 

zum Schutz von Arbeitnehmer:innen vor As-

best als „Belastung“ für Unternehmen be-

zeichnete – ohne die Vorteile für die Gesund-

heit der Arbeitnehmer:innen5, die Sicherung 

von Arbeitsplätzen und die Beiträge zu den 

Sozialversicherungssystemen zu berück-

sichtigen. Die Kommission übersieht auch 

die Kosten des Nichthandelns, obwohl die 

globale Finanzkrise 2008 gezeigt hat, dass 

die Folgen unzureichender Regulierung im-

mens sein können.

Anzahl der Wörter 
und Anteil (%) der  
Erwähnungen von 
Belastungen und 

Kosten in den Mittei-
lungen der Europä-

ischen Kommission 
unter den Präsident-

schaften Juncker und 
von der Leyen. 

Beispielsweise 
wurde das Pro-

gramm REFIT 
(Regulatory 
Fitness and 

Performance 
Programme) 

und die damit 
verbundene 

REFIT-Plattform 
eingeführt. 

Vergleich der Erwähnung von „Lasten und Kosten“  
unter Juncker und Von der Leyen
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„Politisiertes Werkzeug“ 
durch die Hintertür?

Zu den aktuellen Bereichen, in denen Regu-

lierungen abgeschafft werden, gehören un-

ter anderem Umwelt- und Nachhaltigkeits-

regulierungen, aber auch der Bereich der öf-

fentlichen Gesundheit und der Finanzsektor. 

Der Grundgedanke ist also, dass eine neue 

Umweltregel mit der Streichung einer ande-

ren Umweltregel einhergehen soll, jedoch 

sind in spezifischen Fällen auch Ausnahmen 

möglich, wo Regulierungen in anderen Poli-

tikbereichen abgeschafft werden können. 

Es gibt konkrete Beispiele, wo dieses Prin-

zip bereits Anwendung findet. In einem Fall 

führte eine neue Umweltregel im Rahmen 

des Grünen Deals dazu, dass eine Verbrau-

cher:innenschutzregelung im Bereich der 

Digitalisierung gestrichen wurde.6 Es ist der-

zeit unklar, wer innerhalb der EU-Kommis-

sion entscheidet, welche Regeln gestrichen 

werden. Dies könnte ein politisiertes Werk-

zeug für die EU-Kommission werden, eine 

Hintertür, um Anforderungen zu entfernen, 

die der Industrie nicht gefallen. Bisher wur-

den laut EU-Kommission über 7 Milliarden 

Euro7 durch die Vereinfachung von EU-Vor-

schriften eingespart, aber es ist nicht leicht 

nachzuvollziehen, was genau vereinfacht 

oder abgeschafft wurde. Deshalb wird dieser 

Ansatz auch von verschiedenen politischen 

Richtungen stark kritisiert. Sogar der frühere 

Kommissar für Bessere Rechtsetzung, der 

niederländische Sozialdemokrat Frans Tim-

mermans, verglich dieses Vorgehen mit der 

Aussage, Mozart habe zu viele Noten in sei-

nen Werken verwendet. „Welche Noten sol-

len wir weglassen?“ fragte er rhetorisch. 

In dieser Rationalisierungsplanung ist klar 

erkennbar, dass bestimmte Umweltanfor-

derungen nur mehr freiwillig gelten sollen. 

Wenn die Berichterstattung freiwillig ist, 

können wir Entwicklung und Erfolg nicht 

mehr messen. Wir bewegen uns in eine 

Richtung, die von der ursprünglichen Idee 

des Grünen Deals wegführt. 

Ausrichtung unter der Kommission 
von der Leyen II 

Die zweite Amtszeit von Ursula von der 

Leyen wird diese Ausrichtung in den kom-

menden fünf Jahren beibehalten. So hat die 

Kommission beispielsweise bestätigt, dass 

sie die Bemühungen zur Reduzierung von 

Berichtspflichten verstärken wird. Die Be-

richte von Letta8 und Draghi9 skizzieren der-

weil Pläne zur Förderung der „Wettbewerbs-

fähigkeit“ und zur Verringerung der regula-

torischen „Belastungen“, insbesondere für 

KMU, was die politische Ausrichtung von 

von der Leyen widerspiegelt. Dies könnte zu 

mehr Marktöffnung und Privatisierung in Be-

reichen wie Verkehr und Gesundheit führen, 

wodurch die Sozialsysteme gefährdet und 

Unternehmensinteressen bevorzugt werden, 

während prekäre Arbeitsbedingungen in der 

gesamten EU zunehmen könnten.

Die Strategische Agenda 2024-202910, die 

vom Europäischen Rat im Juni verabschie-

det wurde, folgt derselben Ausrichtung: 

Sie hebt Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit, 

Nur die  
(Unterneh-

mens-)Kosten 
werden in der 

Kalkulation der 
Kommission 

berücksichtigt 
– der Nutzen für 
die Gesellschaft 
wird außer Acht 

gelassen.
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Nachlesen

Assoziierte Professorin  

Dr. Brigitte Pircher, M.E.S.  

hat im Rahmen einer Studie im  

Auftrag der AK Wien und der  

AK Europa die Better Regulation 

Agenda von den Anfängen bis heute 

analysiert. 

Die Studie EU Better Regulation  

ist  hier abrufbar. 

EU BETTER REGULATION
Creating a playing field for businesses at the expense of social
and environmental policies

Brigitte Pircher
(author, Södertörn University)

Frank Ey
(editor, AK Wien)

https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer//fulltext/AC17244608/1/
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KMU und den Binnenmarkt als Treiber der 

Integration hervor und fördert gleichzeitig 

die finanzielle Integration und den Abbau 

von Binnenmarktbarrieren. Die Agenda be-

handelt auch den Klimawandel und den 

digitalen Wandel, bleibt jedoch vage in Be-

zug auf Details, abgesehen von der Klima-

neutralität. Die öffentliche Gesundheit wird 

marginalisiert – trotz der jüngsten Pande-

mie – und der Bericht geht nur kurz auf die 

Zusammenarbeit im Gesundheitswesen ein. 

Die Agenda 2019-2024 hatte noch wesent-

lich mehr Wert auf sozialen und Verbrau-

cher:innenschutz sowie auf den Zugang zur 

Gesundheitsversorgung gelegt.

Insgesamt wird die „bessere Rechtsetzung“ 

ein zentrales Prinzip der Kommission unter 

von der Leyen bleiben, da sie die Notwen-

digkeit betont, europäische Unternehmen 

im globalen Markt durch die Reduzierung 

ihrer regulatorischen „Belastungen“ zu un-

terstützen. Gleichzeitig bedeutet das vor al-

lem eine Gefährdung des sozialen und öko-

logischen Politik-Erbes.

Brigitte Pircher, 
Södertörn Universität Stockholm

brigitte.pircher@sh.se

Unklar ist,  
wie solche  

„trade-offs“  
genau ausse-

hen und wann 
sie zur Anwen-
dung kommen 

können.
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.

 

Wir wünschen eine spannende Lektüre! 

Die Redaktion

infobrief
eu & international

IMPRESSUM: 
Herausgeberin und Medieninhaberin Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 1040 Wien, Prinz Eugen Strasse 20-22,  
Telefon +43 1 501 650  · Offenlegung gem § 25 des Mediengesetzes siehe wien.arbeiterkammer.at/offenlegung · Zulassungsnummer 
AK Wien 02Z34648 M · Redaktion Sarah Bruckner, Frank Ey, Monika Feigl-Heihs, Oliver Prausmüller, Norbert Templ, Valentin Wedl· 
Grafik Julia Stern · Verlags- und Herstellungsort Wien · Erscheinungsweise 4 Mal jährlich ·  
ISSN 2409-028X · Blattlinie Die Meinungen der Autor:innen · Kostenlose Bestellung unter http://wien.arbeiterkammer.at/euinfobrief

Schreiben Sie uns Ihre Meinung, Wünsche, Anregungen und Kritik an eu@akwien.at 

Inhalt

Schutz kritischer Infrastruktur 
Wie private Kapitalinteressen kritische 
Infrastruktur unterwandern 2

Ausschuss für Regulierungskontrolle 
Unscheinbares Gremium mit  
großem Einfluss 7

EU-Marktfreiheiten in der Krise 
30 Jahre EU-Binnenmarkt:  
Zeit zum Feiern? 12

Das Bankenpurzeln beenden 
Bausteine für eine  
nachhaltige EU-Bankenunion 17

Kritische Rohstoffe 
Lithium: Ein Sektor zwischen  
Nachhaltigkeit und Spekulation 22

Gerechtigkeit geht alle an  
EU-Parlament will ambitioniertes 
EU-Lieferkettengesetz 28

REPowerEU: 210,6 Mio. Euro  
für Österreich  
Ein Turbo für die Energiewende 32

Ukrainische Gewerkschaften in Not 
Auf solidarischer Mission  
in der Ukraine 36

Mercosur-European Union Agreement:  
Who benefits? 38

Buchbesprechung:  
Superyachten von Grégory Salle 40

BESTELLEN!

Unter 
https://wien.arbeiterkammer.at/
Newsletter.html  

können Sie den EU-Infobrief 
kostenlos bestellen.

infobrief eu & international:  
EUROPA UND INTERNATIONALES IN KRITISCHER 
UND SOZIALER PERSPEKTIVE 

Der EU-Infobrief erscheint 4x jährlich im digitalen  
Format und liefert eine kritische Analyse der Entwick-
lungen auf europäischer und internationaler Ebene. 
Die Zeitschrift der Abteilung EU & Internationales der  
AK-Wien fokussiert dabei Themen an der Schnitt stelle 
von Politik, Recht und Ökonomie. Anspruch ist nicht  
nur die Prozesse in den europäischen Institutionen zu  
beschreiben, sondern auch Ansätze zur Überwindung 
des Neoliberalismus zu entwickeln. Kurze Artikel infor-
mieren in prägnanter Form über aktuelle Themen.  
Langbeiträge geben den Raum für grundlegende Analy-
sen, Buchbesprechungen bieten eine kritische Übersicht 
einschlägiger Publikationen.

https://wien.arbeiterkammer.at/Newsletter.html

